

N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 31. Oktober 1996 Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.08 Uhr


                       Ende: 17.20 Uhr

Sitzungsunterbrechung:  15.54 Uhr bis 16.14 Uhr

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer




Stellv. Stadtpräsidentin Schattke

1. Schriftführer/in:
Herr Kratzat

2. Schriftführer:
Herr Meyer

Ratsmitglieder:
Herr Altewolf, Frau Dickhoff, Herr Diester, 

Frau Engelke, Herr Finger, Herr Guta, Herr Harms, Herr Heinemann, Frau Helmig, Frau Hillebrand, 

Herr Huckriede, Frau Jöhnck, Frau Jöhnk, Herr Kähler, Herr Kaiser, Herr Kempe, Herr Kirkskothen, Herr Kolb, Herr Kottek, Herr Kramer, Herr Kratzat, Frau Kühl, Frau Lebert, Herr Lindner, Herr Malonn, Frau Martens, Herr Meyer, Herr Moriz, Frau Oschmann, Herr Oschmann, Herr B. Petersen, Herr Dr. Piltz, Herr Raupach, 




Frau Reyer, Herr Rogacki, Frau Schattke, 

Herr Schreiber, Frau Schuckenböhmer, Herr Schwardt, Frau Siebke, Herr Silz, Frau Stöcken, Herr Tank, Herr Tovar, Herr Tschorn, Herr Wetzel, Herr Witt, Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:

Frau Kühl, Herr Kolb

Hauptamtliche

Magistratsmitglieder:
Oberbürgermeister Dr. Kelling, Bürgermeister Zimmer,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, Stadtrat Schirmer, Stadträtin Bommelmann

Es haben sich

entschuldigt:

Oberbürgermeister Dr. Kelling

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:
Herr Thode (Amt für Organisation und Verwaltungsre-




form)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden.

Sie teilt mit, daß sich 2 Ratsmitglieder entschuldigt haben und eines spä​ter kommen wird, so daß zunächst 46 und später 47 Mitglieder der Ratsver​sammlung anwesend sein müßten.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Beschlußfähigkeit fest.

2. Genehmigung der Tagesordnung 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung recht​zeitig zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehö​rigen Nachtragstagesordnungen sind


mit einer Zusammenstellung vom 28. Oktober 1996 nachgeschickt


und

mit einer weiteren Zusammenstellung zur heutigen Sitzung auf den Tisch ge-


legt worden.

Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet. Änderungen zur Tagesordnung

Öffentliche Sitzung


Aus den Fraktionen


Punkt 7 j) Auswertung der Veranstaltung "Jugend im Rathaus"
- Drs. 802 -




Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN


und


Punkt 7 k) Kinder- und Jugendtheater im Werftpark
- Drs. 803 -




Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN


wurden von der Antragstellerin zurückgezogen.


Der auf den Tisch gelegte Ergänzungsantrag der CDU-Ratskraktion 

- Drs. 820 - gehört nicht zu Tagesordnungspunkt 7 l), sondern zu Tagesordnungspunkt 7 m) - Nutzung von Fahrradkurierdiensten in der Stadt​verwaltung - und wird dort in die Beratung einbezogen.


Aus dem Magistrat


Punkt 11. Sanierungskonzept für die Betreuungs- und
- Dr. 793 -



Pflegedienste



Stadträtin Bommelmann


wurde von der Dezernentin zurückgezogen.


Punkt 15. Grünordnungsplan zum B-Plan 847
- Drs. 791 -



Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge


ist vom Dezernenten zurückgezogen worden.


Hierzu wurde auch noch kein Material versandt.

Nichtöffentliche Sitzung


Punkt 5. Vertragsangelegenheit
- Drs. 798 -


wurde vom Dezerneten zurückgezogen.


Diese Punkte stehen damit nicht zur Beratung an.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) verliest die Punkte, die zu einer Auf​nahme in die Tagesordnung einer Anerkennung der Dringlichkeit bedürfen.


Mit Ausnahme des Tagesordnungspunktes


7 o) Abfallwirtschaft in der Landeshauptstadt Kiel
- Drs. 822 -





CDU-Ratsfraktion

wird bei allen nachgereichten Anträgen und Vorlagen die erforderliche


Dringlichkeit anerkannt.


Weitere Wortmeldungen zur Tagesordnung liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Tagesord-


nung in der nunmehr vorliegenden, geänderten Form fest.

3. Einwohneranfragen 

a) Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen                             - Drs. 697 



​Hierzu liegt folgende Einwohneranfrage von Herrn Christian Hünert vor: Zur nächsten Ratsversammlung bitte ich um die Beantwortung folgender Fragen zum Thema "Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen" für die bei der Er​richtung der Theodor-Heuss-Schule überbauten Flächen:

1. A. Welche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind für die Eingriffe in Natur und Landschaft (insbesondere in nach § 15 a des Landesnaturschutz​gesetz geschützte Biotope) vorgesehen, die durch den Bau der Theodor​Heuss-Schule an der Rendsburger Landstraße verursacht wurden?

1. B. In welchem Stadium befindet sich die Umsetzung der Maßnahmen und wann werden diese voraussichtlich komplett durchgeführt, d. h. abge​schlossen sein?

1. C. Gibt es Schwierigkeiten oder Hindernisse, die eine sofortige Um​setzung der festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen verhindern und wenn ja, um welche Schwierigkeiten handelt es sich dabei?




Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor

3. Einwohner/innen-Fragestunde

a) Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen                             - Drs. 697 

​Die Antwort kann, da es sich bei dem genannten Vorgang um ein schweben​des Verfahren handelt, noch nicht gegeben werden.

 4. Aktuelle Stunde


Für die Aktuelle Stunde sind von den Fraktionen bzw. von Ratsmitgliedern



keine Themen angemeldet worden.



Die Aktuelle Stunde entfällt damit heute.

5. Mitteilungen der Stadtpräsidentin

a) Erinnerung an die Reichspogromnacht                         - Drs. 785 



​In der Nacht vom 9. auf den 10. November 1938 wurden Synagogen in ganz Deutschland durch Nationalsozialistische Gewaltherrschaft zerstört, so auch die Synagoge in Kiel.

Zur Erinnerung an die Reichspogromnacht 1938 findet - wie in den Vorjah​ren - eine Kranznierderlegung und Gedenkveranstaltung am







Freitag, 8. November 1996, 11.30 Uhr,






am Mahnmal der ehemaligen Kieler Synagoge,






in der Goethestraße 13/Ecke Humboldtstraße

statt. Die Vorverlegung auf Freitag, 08.11.1996 ist bedingt durch den in diesem Jahr auf den 09.11. fallenden Sabbat.

Alle Kieler Bürgerinnen und Bürger sind aufgerufen, zahlreich an dieser Gedenkveranstaltung teilzunehmen und damit diesen Tag als Tag der Erin​nerung, aber auch als Mahnung für Gegenwart und Zukunft zu begehen.




- Kenntnis genommen -

b) Einwohnerbeschwerde nach § 16 e) GO                         - Drs. 813 -

Gemäß § 16 e Gemeindeordnung und § 12 der Geschäftsordnung der Ratsver​sammlung teile ich mit, daß ich eine Einwohnerbeschwerde an den in die​sem Fall zuständigen Ausschuß für Finanzen und Wohnungsbau weitergelei​tet habe.

Es handelt sich um die Beschwerde der Eheleute Hermann und Jutta Heinze, Hammerfestewg 18, 24109 Kiel. Das Ehepaar Heinze beschwert sich über Un​stimmigkeiten mit der Stadtverwaltung wegen eines Grundstückskaufs.




- Kenntnis genommen -

6. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

a) Maßnahmen zur Vorbeugung der Korruption                     - Drs. 755 -




bei der LHS Kiel

Das Amt für Organisation und Verwaltungsreform hat sich in den letzten Monaten intensiv mit der Materie befaßt. Insbesondere hinsichtlich der Aufgabe der Vorbeugung der Korruption sind neben Ausarbeitungen des Bun​deskriminalamtes, der Anti-Korruptions-Arbeitsgruppe der Berliner Se​natsverwaltung, des Anti-Kooruptionsreferates der Stadt Frankfurt/M und des Gemeinde- und Städtebundes Thüringen Informationsgespräche mit Ver​tretern der Staatsanwaltschaft und der Kriminalpolizei geführt worden.

Als Ergebnis dieser Informationen hatte das Amt 04 den Entwurf einer Dienstanweisung zur Vorbeugung der Korruption gefertigt und innerhalb der Verwaltung zur Diskussion gestellt. Die in diesem Entwurf enthalte​nen Aspekte sind das Ergebnis der Durchsicht und Prüfung mehrerer bun​desweiter Ausarbeitungen über Korruption im öffentlichen Bereich und de​ren Vermeidung.

Das Rechtsamt sieht in diesem Dienstanweisungsentwurf keine ausreichende Rechtsqualität. Die Beteiligten sind sich jedoch dahingehend einig, die​se Ausarbeitung als Grundlage für die Einrichtung einer Arbeitsgruppe zur Vorbeugung der Korruption zu betrachten. Die weitere Federführung soll aus Gründen der Hervorhebung des Schutzes der Mitarbeiter und der Mitarbeiterinnen beim Personalamt liegen, das u. a. auch eine bessere Ausarbeitung der städtischen Regelungen über die Annahme von Geschenken und Belohnungen für erforderlich hält.

Die Zuständigkeit für die Prüfung eines möglichen Korruptionsverdachtes liegt jedoch weiterhin beim Rechnungsprüfungsamt. Die Korruptionsbekämp​fung gehört seit jeher zu den Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes. Es liegt insofern auch bei intensiverer Wahrnehmung keine neue Aufgabe im Sinne des § 27 der Gemeindeordnung vor. Es bedarf hinsichtlich der Ein​richtung der Arbeitsgruppe als auch hinsichtlich der Durchführung der Aufgabe keines Beschlusses der Ratsversammlung.

Der Entwurf der vorgesehenen Organisationsverfügung sowie die dazugehö​rige "Indikatorenliste Korruption" sind dieser Geschäftlichen Mitteilung



/ mit der Bitte um Kenntnisnahme als Anlage beigefügt.

Diese Geschäftliche Mitteilung wurde vom Stadtbaurat, vom Rechtsamt, vom Rechnungsprüfungsamt, vom Personalamt und vom Bauverwaltungsamt mitge​zeichnet.

Der Vergabeausschuß hat von der Geschäftlichen Mitteilung in seiner Sit​zung am 27.09.1996 Kenntnis genommen.



- Kenntnis genommen -

b) Bevölkerungsvorausschätzung 1996-2006                       - Drs. 705 -

Von der Abt. Stadt- und Regionalentwicklung ist für die Gesamtstadt eine neue aktuelle Bevölkerungsvorausschätzung (siehe Anlage) erstellt wor​den.

Die vorausgeschätzten Einwohnerzahlen sollen den Orientierungsrahmen für die Fachplanungen und die anstehenden Haushaltsberatungen bilden. Die nach zwölf Altersgruppen differenzierte Vorausschätzung zeigt die vor​aussichtliche Entwicklung der "Bevölkerung am Ort der Hauptwohnung" bis zum Jahre 2006 unter Einschluß der Außenwanderungen (Zu- und Fortzüge über die Stadtgrenze).

Basisjahr der Vorausschätzung ist das Jahr 1995. Alle für die Berechnung erforderlichen Daten wurden aus der Kieler Bevölkerungsstatistik entwik​kelt.

Der Ausschuß für Wirtschaft und Kieler Woche hat die Geschäftliche Mit​teilung in seiner Sitzung am 10.09.1996 zur Kenntnis genommen.



- Kenntnis genommen -

c) Sparpläne der Landesregierung bei der                       - Drs. 814 -



Christian-Albrechts-Universität



hier: Resolution der Ratsversammlung vom 19.09.96

Das Rektorat der Christian-Albrechts-Universität und der Vorsitzende der CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag haben auf den ihnen übermittelten Resolutionsantrag geantwortet.



Ich bitte um Kenntnisnahme der anliegenden Schreiben.



Dringlichkeit anerkannt



- Kenntnis genommen -

7. Anträge der Fraktion 

a) Abberufung des Oberbürgermeisters                           - Drs. 799 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion/ 



Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Vor der Abstimmung weist Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) auf fol​gendes hin:

Bei der Abberufung eines hauptamtlichen Mitglieds des Magistrats handelt es sich nicht um eine (Ab-)Wahl, sondern um einen Beschluß im Sinne von § 39 GO, so daß hierüber nach § 39 Abs. 2 offen abzustimmen ist.

Nach § 28 Abs. 5 Nr. 3 Geschäftsordnung der Ratsversammlung ist über die Abberufung von Mitgliedern des Magistrats namentlich abzustimmen.

Nach § 40 a Abs. 3 GO ist über den Antrag, den Oberbürgermeister aus dem Amt abzuberufen, zweimal zu beraten und zu beschließen. Die zweite Bera​tung darf frühestens vier Wochen nach der ersten stattfinden.

Nach § 40 a Abs. 2 Nr. 2 GO bedarf der vorliegende Antrag zu seiner An​nahme einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mit​glieder der Ratsversammlung (33 Stimmen).

Sodann ruft Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) zur namentlichen Ab​stimmung auf. Der Stimmzettel ist (in der Originalniederschrift) diesem


/ Tagesordnungspunkt beigeheftet.

Abschließend gibt Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) das Ergebnis der



Abstimmung bekannt:

Bei 39 Ja-Stimmen, 6 Nein-Stimmen und 1 Enthaltung hat der Antrag die nach § 40 a Abs. 2 Nr. 2 GO erforderliche Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Ratsversammlung erhalten und ist angenommen.



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

b) Novellierung der Pflegeversicherung                         - Drs. 776 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel spricht sich für eine No​vellierung des Pflegeversicherungsgesetzes (SGB XI) aus. Das Ziel einer solchen Initiative soll es sein, die bisherigen Pflegestandards im ambu​lanten sowie im stationären Bereich zu erhalten.

Die Ratsversammlung bittet die Landesregierung, ihre Möglichkeiten für



eine Bundesratsinitiative zu nutzen.

Ratsherr   W i t t   (CDU-Ratsfraktion) beantragt Vertagung des Antra-



ges.

Bei der Abstimmung wird die erforderliche 1/3-Mehrheit der Anwesenden



erreicht.



- Vertagt -

c) Umbesetzung im Jugendhilfeausschuß                          - Drs. 777 



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Namens der S-U-K-Ratsfraktion stelle ich zur Ratsversammlung am 31. Oktober 1996 folgenden Antrag:



Die Ratsversammlung möge beschließen:



Als Mitglied im Jugendhilfeausschuß wird



Herr Helge Nespital, 



Knickweg 15, 



24114 Kiel



gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

d) Konzept zu Schließung/Verlagerung der Stadtgalerie          - Drs. 778 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

1. Die Kulturdezernentin wird beauftragt, bis zur Sitzung der Ratsver​sammlung am 21. November 1996 ein Konzept für die Schließung oder Verlagerung der Stadtgalerie vorzulegen.

2. Gegenstand dieses Konzeptes sollen Verhandlungen mit dem Center-Mana​gement des Sophienhofes sein, deren Ziel es ist, ggf. langfristig be​stehende Mietverhältnisse vorzeitig zu beenden.

3. Sollte aus Gründen zu 2. ein kurzfristiger Auszug/Umzug nicht möglich sein, ist eine zusätzliche oder anderweitige Nutzung zu prüfen; dies könnte z. B. sein Verlagerung/Umzug externer städtischer Dienststel​len/Einrichtungen, für die derzeit ebenfalls Miete oder Pacht zu er​bringen ist. Diese Zahlungen durch die LHS Kiel würden dementspre​chend entfallen. Eine anderweitige Nutzung sollte nach Maßgabe der Verträge ggf. nach Beratung durch den Architekten der Galerie gesche​hen.

4. Ergänzend sollte ein vorgelegtes Konzept Vorschläge zur erheblichen



Erhöhung der Einnahmen vorweisen.


Beschluß: Verwiesen

d) Änderungsantrag zur Stadtgalerie                            - Drs. 819 


​Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:


Ziffer 1 des Antrages erhält folgende Fassung:

1. Die Kulturdezernentin wird beauftragt, alsbald für die Verlagerung


der Stadtgalerie und des Kulturviertels ein Konzept vorzulegen.

Ratsherr   K o t t e k   (S-U-K-Ratsfraktion) übernimmt den Änderungsan​trag der CDU-Ratsfraktion - Drs. 819 -, der damit Bestandteil des S-U-K-Antrages wird.

Stadträtin   S c h u c k e n b ö h m e r   (SPD) beantragt die Überwei​sung des Antrages in der nunmehr vorliegenden Form in den Kulturaus​schuß.


Beschluß: verwiesen

e) Umbesetzung im Kleingartenausschuß                          - Drs. 779 


​Hierzu liegt folgender Antrag der S-U-K-Ratsfraktion vor:


Die Ratsversammlung möge beschließen:


Als 1. Stellvertreter im Kleingartenausschuß wird


Herr Franz-Josef Hosse, 


Zehlendorfer Straße 54, 


24111 Kiel


gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

f) Nachwahl im Ortsbeirat Holtenau                             - Drs. 780 ​


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:


Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Heinz Malonn wird

Herr Norbert Jürgensen, Richthofenstraße 47, 24159 Kiel, in den o. a. Ortsbeirat gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

g) Zu erwartender Wohnraumbedarf in der LHS Kiel               - Drs. 781 -


Hierzu liegt folgender Antrag der S-U-K-Ratsfraktion vor:


Die Ratsversammlung möge beschließen:

Die Wohnungsdezernentin wird gebeten, bis zur Sitzung der Ratsversamm​lung im November 1996 auf der Grundlage stadteigener Daten und dem Pe​stelgutachten den jährlichen zusätzlichen Bedarf an Wohnraum, aufge​schlüsselt nach Art und Größe, darzulegen. Dabei ist aufzuzeigen, wel​cher Wohnraum (nach Art und Größe gegliedert) künftig frei werden wird. Weiterhin wird die Wohnungsdezernentin gebeten dazulegen, wie aus ihrer Sicht dem durch das Pestel-Gutachten prognostizierten Rückgang der Ein​wohnerzahl der Kieler Bevölkerung in den nächsten Jahren durch eine at​traktive Wohnungspolitik entgegengewirkt werden kann.

Ratsherr   P e t e r s e n   (S-U-K) trägt eine Änderung des Antragstex​tes vor: der Termin "November 1996" wird durch "Februar 1997" ersetzt.

Stellv. Stadtrat   O s c h m a n n   (Bündnis90/DIE GRÜNEN) beantragt, in Zeile 2 des Antrages nach "stadteigener Daten" den Passus "und des Landesraumordnungsplanes" zu ergänzen.


Diese Formulierung wird vom Antragsteller übernommen.


Beschluß über Drs. 781 in der nunmehr vorliegenden Fassung: 


einstimmig.

h) Feuerschutzsteuer                                           - Drs. 800 -


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammung der Stadt Kiel appelliert an die Landesregierung, ih​re Feuerschutzsteuerpläne aufzugeben und die Mittel auch weiterhin in voller Höhe den Feuerwehren zu belassen.

Nach den bekanntgewordenen Plänen der Landesregierung sollen ab 1997 er​hebliche Mittel aus der zweckgebundenen Feuerschutzsteuer abgezweigt und in das Innenministerium umgeleitet werden, um damit zum größten Teil Personalausgaben zu finanzieren. 

Die Stadt Kiel erhält aus den Beiträgen der zweckgebundenen Feuerschutz​steuer rd. 1,1 Mio. DM. Dieser Betrag reicht für die erforderlichen In​vestitionen in Ausrüstung und Gerät bei weitem nicht aus. Die fehlenden Gelder werden mit Eigenmitteln aufgestockt. Die Kommunen dürfen die Mit​tel aus der Feuerschutzsteuer nach Vorgabe durch die Landesregierung nur für Ausrüstungsinvestitionen einsetzen.

Der Zuschußbedarf der Kieler Feuerwehr einschließlich Personalausgaben


beträgt 22,8 Mio. DM im Jahr.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

i) Umbesetzung im Ausschuß für Kriegsopfer,                    - Drs. 801 


​Behinderte und Vertriebene


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Anstelle des bürgerlichen Mitgliedes Reinhold Rösser, der von seiner eh​renamtlichen Funktion im o. g. Ausschuß zurückgetreten ist, wird das bürgerliche Mitglied Karl-Heinz Kramer, Dorotheenstraße 17, 

24113 Kiel, ordentliches Mitglied im Ausschuß für Kriegsopfer, Behinder​te und Vertriebene.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

j) Auswertung der Veranstaltung "Jugend im Rathaus"            - Drs. 802 -

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN     : 

vor:

Die Stadtpräsidentin wird gebeten, der Selbstverwaltung eine Auswertung der am 1. Oktober 1996 stattgefundenen Veranstaltung "Jugend im Rathaus" vorzulegen.


Zurückgezogen

k) Kinder- und Jugendtheater im Werftpark                      - Drs. 803 -

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN     : 
vor:

Das Kinder und Jugendtheater im Werftpark wird in eine eigenständig han​delnde Sparte umgewandelt. Die Regelung erfolgt über die Geschäftsord​nung.


Zurückgezogen

l) Car-Sharing bei der Stadtverwaltung                         - Drs. 804 -

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN     : 
vor:

Der Magistrat wird gebeten, konkrete Möglichkeiten der Einführung von Car-Sharing bei der Stadtverwaltung der Landeshauptstadt Kiel zu prüfen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

m) Nutzung von Fahrradkurierdiensten bei der                   - Drs. 805 ​Stadtverwaltung

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN     : 
vor:

Der Magistrat wird gebeten, konkrete Möglichkeiten der Nutzung von Fahr​radkurierdiensten bei der Stadtverwaltung der Landeshauptstadt Kiel zu prüfen.


Beschluß: mit Änderung einstimmig

m) Nutzung von Fahrradkurierdiensten bei der Stadtverwal-    Neue Drs. 820 


tung TOP 7 m) der Ratsversammlung am 31. Oktober 1996


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:


Der Antrag wird um folgenden Satz ergänzt:

Gleichzeitig möge der Magistrat über die Anzahl der vorhandenen Dienst​fahrräder, deren Unterbringung und Häufigkeit der Nutzung durch die je​weiligen Ämter informieren.

Stellv. Stadtpräsidentin   S c h a t t k e   (CDU) ruft hierzu ebenfalls


den Ergänzungsantrag der CDU-Ratsfraktion - Drs. 820 - auf.


Beschluß über Drs. 805 in der ergänzten Fassung: einstimmig

n) Umbesetzung im Personalausschuß                             - Drs. 816 -

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN     : 
vor:

Für das ausscheidende stellvertretende Mitglied im Personalausschuß,



Ratsherr Ulrich Kolb wird



Ratsherr Klaus Tank 



Am Moorwiesengraben 12 



24113 Kiel



als stellvertretendes Mitglied des Personalausschusses gewählt.



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

o) Abfallwirtschaft in der LHS Kiel                            - Drs. 822 -



Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Das Abfallwirtschaftskonzept der Landeshauptstadt Kiel ist im Hin​blick auf die zwischenzeitlich eingetretene Entwicklung zu über-




prüfen und zu überarbeiten.

2. Die geplante, flächendeckende Erweiterung der Bioabfallsammlung (braune Tonne) wird so lange ausgesetzt, bis abschließend geklärt ist, inwieweit und unter welchen Bedingungen ein Ausstieg aus dem Vertrag über die Verarbeitung und Verwertung von organischen Ab​fällen mit der zu entrichtenden Bioabfallbehandlungsanlage in Kiel-Wellsee möglich ist.

3. Die Bemühungen um eine Kooperation in der Abfallwirtschaft werden verstärkt fortgesetzt. Hierbei ist eine landesweite Zusammenarbeit über die Nachbarkreise hinaus zwecks Auslastung der Müllverbren​nungsanlage zu forcieren mit dem Ziel, die Abfallgebühren in einem erträglichen Rahmen zu halten.

Über die erzielten Ergebnisse ist in der Sitzung der Ratsversamm-



lung am
5. Dezember 1996 zu berichten.



Beschluß: Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

8. Betreff:  Schwerbehindertenrichtlinien der LHS Kiel         - Drs. 444 -



Berichterstatter: Bürgermeister Zimmer

/

Antrag:
1. Den beiliegenden "Richtlinien über die Einstellung, 

Beschäftigung und begleitende Hilfe Schwerbehinderter bei der Landeshauptstadt Kiel (Schwerbehindertenrichtlinien)" (Anla-

ge 1) wird zugestimmt. Gleichzeitig treten die Richtlinien der Landeshauptstadt Kiel über die Fürsorge für Schwerbehinderte vom 1. Dezember 1976 außer Kraft.

   2. Alle Vertreter in Organen von städtischen Gesellschaften sind gehalten, auf die Umsetzung der Richtlinien in den Gesellschaf​ten hinzuwirken.



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

9. Betreff:  Neubestimmung der Sachgebiete                     - Drs. 630 -



Berichterstatter: Bürgermeister Zimmer



Antrag: Die Ratsversammlung empfiehlt dem Oberbürgermeister, die Sach-

gebiete der ehrenamtlichen Magistratsmitglieder zum 1. Januar 1997 wie folgt zuzuordnen:

Sachgebiet  7  - Amt für Wohnungsbau und Wohnungswesen - und Sachgebiet 10 -  Amt für Kriegsopfer und Behinderte, Fürsorge​

stelle für Kriegsopfer - zum




Sachgebiet 4 - Soziales -,

Sachgebiet 8 - Feuerwehr, Amt für Brandschutz, Rettungsdienst, Katastrophen- und Zivilschutz - zum




Sachgebiet 2 - Umwelt und Ordnung -,

Sachgebiet  9 - Kulturamt und Amt für Volkshochschule - und Sachgebiet 11 - Sportamt - zum




Sachgebiet 3 - Finanzen, Bühnen und Schulwesen




Das Sachgebiet 3 erhält die Bezeichnung




Finanzen, Schule, Kultur und Sport



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit- bei 1 Gegenstimme und 1 Enthaltung

10. Betreff: Auflösung und Neugründung einer Freiwilligen          - Drs. 772 
​Feuerwehr


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Antrag:   1. Der Auflösung der Freiwilligen Feuerwehr Kiel-Mitte wird






zugestimmt.

 2. Der Gründung einer Freiwilligen Feuerwehr Kiel-Gaarden wird zugestimmt.

 3. Der Übernahme der Jugendfeuerwehr Kiel-Mitte in die Freiwilli​ge Feuerwehr Kiel-Gaarden als Jugendfeuerwehr Kiel-Gaarden wird zugestimmt.

 4. Das Feuerwehrhaus Diedrichstraße 22 wird einschließlich der dort stationierten Feuerwehrfahrzeuge der Freiwilligen Feuer​wehr Kiel-Gaarden sowie der Jugendfeuerwehr Kiel-Gaarden zur Nutzung übertragen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

11. Betreff: Sanierungskonzept für die Betreuungs-               - Drs. 793 
​und Pflegedienste


Berichterstatter: Stadträtin Bommelmann


Antrag:


1. Dem nachfolgend aufgeführten Maßnahmenkatalog mit den







Aussagen







- zur Personalbewirtschaftung 







- zur Personalentwicklung 

- zum Leistungsumfang des Betriebes 







wird zugestimmt.

Grundstücke und Gebäude werden in das Eigentum der Betreu​ungs- und Pflegedienste übernommen.

Die Betreuungs- und Pflegedienste werden beauftragt, die Umwandlung der Rechtsform in eine GmbH zum nächstmöglichen Zeitpunkt vorzubereiten. Alleiniger Gesellschafter soll die Landeshauptstadt Kiel werden.


Zurückgezogen

12. Betreff:  B-Plan Nr. 841 für das Baugebiet Kiel-Gaarden,       - Drs. 788 ​
südlich des Norwegenkais, westlich der Werft​straße/Ostufereisenbahn, nördlich des Medienhauses

und östlich der Hörn (Entwurfsbeschluß)           


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:

Für das Baugebiet Kiel-Gaarden, südlich des Norwegenkais,

westlich der Werftstraße/Ostufereisenbahn, nördlich des Medien​hauses und östlich der Hörn wird der Bebauungsplan Nr. 841 ent​sprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf be​schlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

 13. Betreff:

B-Plan Nr. 814 für das Baugebiet Kiel-Gaarden       - Drs. 789 -






zwischen Hörn, verlängertem Karlstal, Werftstraße 






und Gablenzstraße (Entwurfsbeschluß)



Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge



Antrag:


Für das Baugebiet Kiel-Gaarden zwischen Hörn, verlängertem 

Karlstal, Werftstraße und Gablenzstraße wird der Bebauungsplan Nr. 814 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff: B-Plan Nr. 847 und teilweise Aufhebung                - Drs. 790 ​
der B-Pläne Nr. 307 und 407 für das Baugebiet Kiel-Wik, Mercator​straße, Feldstraße, beiderseits Schüttenredder, östlich Danck​werthstraße (Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:



Für das Baugebiet Kiel-Wik, Mercatorstraße, Feldstraße,

beiderseits Schüttenredder, östlich Danckwerthstraße wird der Bebauungsplan Nr. 847 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

Gleichzeitig wird die teilweise Aufhebung des Bebauungs​planes Nr. 307 (Baugebiet Wiker Straße, Feldstraße, pro​jektierte Straße, Holtenauer Straße, Achterkamp, Elends​redder) für das Baugebiet Mercatorstraße, Danckwerthstra​ße und Anschluß Grünzug Schüttenredder - Holtenauer Stra​ße und die teilweise Aufhebung des Bebauungsplanes 







Nr. 407 (Baugebiet Schüttenredder, Homannstraße) für

die im Nordwesten vorspringende Dreiecksfläche des Bauge​bietes, entsprechend den in der Sitzung aushängenden Plä​nen als Entwurf beschlossen.







Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

14. B-Plan Nr. 847 und teilweise Aufhebung der B-Pläne 307         - Drs. 790 ​und 407 
für das Baugebiet Kiel-Wik, Mercatorstraße, Feldstraße,


beiderseits Schüttenredder, östlich Danckwerthstraße


(Entwurfsbeschluß)

Stadtbaurat Dr.-Ing.   F l a g g e   (SPD) teilt nach erfolgter Prüfung auf Bitte von Bauausschuß und Magistrat zur Frage der Tiefgaragenzufahrt fol​gendes mit:

"Von der Mercatorstraße aus geht es technisch nicht, zwei Zufahrten zu ma​chen - da sind die Verflechtungslängen zu gering - würde man eine Zufahrt machen, müßte man mit erheblichen Staulängen rechnen, weil die Tiefgarage ja riesig groß ist.

Das Angstraumargument würde sehr durchschlagen für den Fall der nichtmögli​chen schnellen Entleerung. Nach wie vor sind wir gemeinsam mit den Trägern dere Meinung, daß die Doppelanbindung - wie im Plan vorgesehen - unerläß​lich ist."


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff: Grünordnungsplan zum B-Plan 847                       - Drs. 791 -


Zurückgezogen

16. Betreff:  Vorschlag für die Bestellung des Abschlußprüfers     - Drs. 795 ​
der Seehafen Kiel GmbH                            


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag:  Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterver​sammlung der Seehafen Kiel GmbH & Co. KG wird angewiesen, in der Gesellschafterversammlung oder im schriftlichen Verfahren gemäß

§ 9 Abs. 2 des Gesellschaftsvertrages folgendem Beschluß zuzustim​men:

Für die Prüfung der Jahresabschlüsse der Seehafen Kiel GmbH und der Seehafen Kiel GmbH & Co. Kommanditgesellschaft zum 31.12.1996 wird dem Landesrechnungshof die Revisions- und Treuhand KG vorge​schlagen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff:  Vorschlag für die Bestellung des Abschlußprüfers     - Dr. 775 
​für die Prüfung des Jahresabschlusses der Kieler 






Sportboothäfen und Ostseehalle 1996


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag:  Für die Jahresabschlußprüfung der Kieler Sportboothäfen und Ost​seehalle 1996 wird dem Landesrechnungshof Schleswig-Holstein die Revisions- und Treuhand KG, Schülperbaum 23, 24103 Kiel, vorge​schlagen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

18. Kleine Anfragen 

a) Garten Eden                                                 - Drs. 782 ​
Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Wieviel Personal ist für den Personenkreis einer Reha-Maßnahme zu​ständig und wie lange dauert eine Wiedereingliederung (zeitliche Be​grenzung) und welche Erfolge werden erzielt (Erfolgsbilanz)?



2. Wie hoch sind die jährlichen Gesamtkosten des Projekts?


3. Wann endet das gesamte Projekt?

Beschluß: B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

b) Kindertagesstätte Timmerberg                                - Drs. 783 
​Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Wie sicher ist die Zuwegung zur Kindertagesstätte Timmerberg?


2. Kann der Schotterweg durch Pfähle gesichert werden.

3. Welche Möglichkeiten zur Sicherung des Kita-Weges können evtl. ver-




wirklicht werden?

Beschluß: Die Antwort liegt noch nicht vor

c) Alternatives Wohnen am Timmerberg                           - Drs. 784 -


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Welche rechtlichen Grundlagen bzw. Kriterien werden zum berechtigten Wohnen herangezogen und wer legt diese Richtlinien fest und wer trifft die Auswahl und Entscheidung über das Wohnrecht?

2. Werden Einhaltung der Sicherheitsbestimmungen (Feuer etc.) und Um​weltschutzvorschriften (Müllentsorgung, Entrümpelung etc.) geprüft?


3. Wie ist die Parkplatzsituation geregelt?

Beschluß: B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

d) Leistungskontrakt des Hochbauamtes für das Jahr 97          - Drs. 806 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GR  NEN vor:


1. Die Verwaltung wird gebeten zu klären, welche Konsequenzen es hat,

einen Leistungskontrakt für das Hochbauamt für das Jahr 1997 zu be​schließen, wenn für 1996 kein Leistungskontrakt beschlossen wurde.

2. Das Amt für Organisation und Verwaltungsreform und das Kämmerei- und Steueramt werden gebeten, unter Einbeziehung des Rechnungsprüfungsam​tes folgende Frage zu klären:

Ermöglicht die im Leistungskontraktentwurf des Hochbauamtes vorgese​hene Berechnung der Einnahmen nach HOAI eine Beurteilung der Wirt​schaftlichkeit der Arbeit des Hochbauamtes im Vergleich zu einer Be​auftragung freier Architekturbüros?

Welche Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang einer Kosten- und Lei​stungsrechnung zu?

Beschluß: B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

e) Abfallsituation in Kiel                                     - Drs. 807 ​

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der SPD-Ratsfraktion/ Bündnis 90/   IE GRÜNEN vor: 

1. Welche Bemühungen hat es bis jetzt gegeben, um eine zu befürchtende Müllpreisexplosion in Kiel zu verhindern; gibt es in diesem Rahmen

definitive und rechtlich einwandfreie Angebote zur Auslastung der Müllverbrennungsanlage?


2. Mit welchen zusätzlichen Kosten für die Kieler Abfallgebührenzahle-

rinnen wird gerechnet, falls die geplante Bioabfallbehandlungsanlage in Wellsee gebaut wird (zum Vergleich: Welche Preise werden z. Z. in Schleswig-Holstein, Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern erhoben?)?


Beschluß: Die Antwort liegt noch nicht vor

19. Grosse Anfragen

a) Zukünftige Nutzung der kommunalen Kommunikations-           - Drs. 601 
​netze




Hierzu liegt folgende Große Anfrage  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

1) In welchem Umfang besitzen die Landeshauptstadt Kiel und die mit ihr verbundenen Eigenbetriebe und Unternehmen Kommunikationsnetz-Ressour-





cen?

(Zur Erläuterung: Trassen: Straßen, Wege, Bürgersteige, Kanäle der Stadtentwässerung und der Fernwärmeversorgung, Kabelnetze: Kupferka​bel, Koaxialkabel, Lichtwellenleiterkabel, aktive Komponenten, Ver​mittlungssysteme, ggf. (Richt-)Funksysteme)

2 a) Welche Ämter/Einrichtungen der Landeshauptstadt Kiel und welche mit ihr verbundenen Eigenbetriebe/Unternehmen betreiben welche vorhande​nen Kommunikationsnetze für welche Dienste/Zwecke?

(Zur Erläuterung: Die Kommunikationsnetze der Landeshauptstadt Kiel und der mit ihr verbundenen Unternehmen sind für unterschiedliche An​wendungen dem Bedarf entsprechend errichtet und ausgebaut worden. Es existieren Teilnetze mit verschiedenen Zuständigkeiten für die jewei​ligen Aufgabenbereiche (z. B. Amt 04, Steuerung der Verkehrssignalan​lagen, Feuerwehr, Stadtentwässerung, KVAG, Stadtwerke...).

2 b) Welche Änderungen (z. B. Modernisierung, Erweiterung, Ergänzung, Neu​aufbau) sind zu den bestehenden Netzen in den kommenden Jahren ge​plant?

3) Welche Möglichkeiten bzw. Überlegungen bestehen, Organisation und Be​trieb der Netze der Landeshauptstadt Kiel und der mit ihr verbundenen Eigenbetriebe und Unternehmen unter Berücksichtigung der Kriterien "Datenschutz", "Wirtschaftlichkeit" und Synergieeffekte zu effektie​ren?

(Zur Erläuterung: z. B. Kooperation der verschiedenen kommunalen Netzbetreiber, Zusammenfassung der Kommunikationsnetzressourcen und gemeinsame Nutzung, Bildung eines integrierten, für alle Teile der Verwaltung zur Verfügung stehenden Kommunikationsnetzes).

4 a) Welche Möglichkeiten der Vermarktung von kommunalen Kommunikations​netz-Ressourcen bzw. welche Möglichkeiten der wirtschaftlichen Betä​tigung der Landeshauptstadt Kiel und der mit ihr verbundenen Eigenbe​triebe und Unternehmen im Bereich Telekommunikation werden sich aus der Liberalisierung auf dem Gebiet der Telekommunikation grundsätz​lich ergeben?

4 b) Welche Vor- und Nachteile für die Landeshauptstadt Kiel können mit





den jeweiligen Möglichkeiten verbunden sein?

4 c) Welche konkreten Überlegungen/Entwicklungen der Betätigung auf dem Gebiet der Telekommunikation bestehen bei der VVK GmbH bzw. bei der Stadtwerke Kiel AG?

4 d) Welche - sonstigen - Möglichkeiten der Vermarktung von kommunalen Kommunikationsnetz-Ressourcen bzw. welche Möglichkeiten der wirt​schaftlichen Betätigung der Landeshauptstadt Kiel und der mit ihr verbundenen Eigenbetriebe und Unternehmen im Bereich Telekommunikati-

on werden aus heutiger Sicht als "zukünftig durchaus realisierbar" angesehen?

4 e) Welche Voraussetzungen müssen mindestens geschaffen werden, um eine

in wirtschaftlicher/finanzieller Hinsicht erfolgreiche wirtschaftli​che Betätigung der Landeshauptstadt Kiel bzw. der mit ihr verbundenen Eigenbetriebe/Unternehmen auf dem Gebiet der Telekommunikation garan​tieren zu können?

(Zur Erläuterung: z. B. Marktanalysen, Moderenisierung/Erweiterung der Netze, Aufbau eines Dienstleistungsangebots, steuer- und unter​nehmensrechtliche Aspekte...)

5. Wie beurteilt der Magistrat das von Bundestag und Bundesrat beschlos​sene neue Telekommunikationsgesetz, das den künftigen Lizenznehmern im Telekommunikationssektor die unentgeltliche Nutzung öffentlichen Grundes einräumt?

Beschluß: Die Antwort liegt noch nicht vor

b) Auslastung und Kosten der Kieler MVA                        - Drs. 690 -



Hierzu liegt folgende Große Anfrage der S-U-K-Ratsfraktion vor:

1. Wieviele Tonnen Restmüll sind in der Zeit vom 01.01. bis zum 30.09.1996 in der Kieler Müllverbrennungsanlage verbrannt worden?

2. Mit welcher Menge Restmüll ist in der Zeit vom 01.10. bis zum





31.12.1996 zu rechnen?

3. Welche Kosten entstehen voraussichtlich für die Kieler Bürger, wenn:





a) die braune Tonne flächendeckend eingeführt wird? 





b) die braune Tonne ganz abgeschafft wird?

4. Mit welchem Verbrennungsvolumen ist zu rechnen, wenn Betriebe eigen​verantwortlich nach dem Kreislaufabfallwirtschaftsgesetz Verantwor​tung übernehmen?

Wenn diese Frage nicht beantwortet werden kann: Warum wurden bisher keine Erhebungen hierzu gemacht?

5. Zu welchen Konditionen ist - vor dem Hintergrund der vorgenannten Fragen - ein gegebenenfalls nötiger Zukauf von Müll, der die bestehenden zwei modernen Kessel auslastet, möglich?

6. Wie wird ggf. mit dem Widerspruch zwischen dem übergeordneten "Koali​tionsvertrag" auf Landesebene (Ziffer 2.4.) und möglichen Erweite​rungsabsichten der thermischen Restabfallbehandlung in Kiel umgegan​gen und wie lautet die Stellungnahme des Landesumweltministers hier​zu?

7. Welche Kosten entstehen voraussichtlich, wenn deer 3. Kessel in

Betrieb geht (einschließlich aller Sanierungs- und Genehmigungskosten) beim Kieler Bürger





a) bei voller Auslastung durch Zukäufe? 





b) ohne Zukäufe?

8. Entstehen zu den bisher bekannten zusätzliche Gebührenbelastungen durch die Inbetriebnahme der Bioabfallkompostierungsanlage und die Einführung der brauen Tonne und wenn ja, wie hoch sind diese?

9. Muß der Müllverbrennungsanlage, um eine ordnungsgemäße Verbrennung zu gewährleisten, brennbares Material wie Heizöl, Schweröl, Papier, In​halte der sogenannten gelben Säcke und ähnliches zugeführt werden und




müssen dementsprechend Zukäufe veranlaßt werden?




Wenn ja: in welcher Höhe zu welchem Preis?


Beschluß: Die Antwort liegt noch nicht vor

20. Verschiedenes

Stellv. Stadtpräsidentin   S c h a t t k e   (CDU) teilt mit, daß die näch​ste Sitzung der Ratsversammlung am 21. November 1996 stattfindet und weist noch auf zwei weitere Veranstaltungen hin:

-  In Verbindung mit der Erinnerung an die Reichspogromnacht vor 58 Jahren findet am Freitag, 8. November 1996 um 11.30 Uhr eine Gedenkveranstal​tung der Landeshauptstadt Kiel statt (vgl. die Geschäftliche Mitteilung dazu, Tagesordnungspunkt 5 a).

-  Am 14. November 1996 um 17.00 Uhr führt die Ratsversammlung aus Anlaß "50 Jahre Kieler Ratsversammlung" eine Festveranstaltung im Ratssaal durch, zu der alle ehemaligen und heutigen Ratsmitglieder sowie die Ma​gistratsmitglieder eingeladen wurden.


Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stell. Stadtpräsidentin   S c h a t t k e   CDU) schließt die Öffentliche


Sitzung der Ratsversammlung.

Stadtpräsidentin           1. Schriftführer           2. Schriftführer


Stellv. Stadtpräsidentin


Protokollführer

